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VERORDNUNG (EU) Nr. 598/2014 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 16. April 2014

iiber Regeln und Verfahren fiir lirmbedingte Betriebsbeschrinkungen auf Flughifen der Union im
Rahmen eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2002/30/EG

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsaktes an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (?),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Ein Hauptziel der gemeinsamen Verkehrspolitik ist eine nachhaltige Entwicklung. Voraussetzung dafiir ist ein
integriertes Konzept, das sowohl das wirksame Funktionieren der Verkehrssysteme in der Union als auch den
Schutz der Umwelt sicherstellt.

(2)  Eine nachhaltige Entwicklung des Luftverkehrs erfordert die Einfiihrung von Mafnahmen zur Minderung der
Larmbelastung, die von Flughdfen der Union ausgeht. Diese Maffnahmen sollten der Verbesserung der Larmsitua-
tion an Flughifen der Union dienen, um die Lebensqualitit der Anlieger aufrechtzuerhalten oder zu steigern und
insbesondere in Bezug auf Nachtfliige die Kompatibilitit zwischen Luftverkehr und Wohngebieten zu fordern.

(3)  In der EntschlieSung A33/7 der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) wird fiir den Lirmschutz der
Begriff des ,ausgewogenen Ansatzes“ (ausgewogener Ansatz der ICAO) eingefithrt und eine einheitliche Methode
im Umgang mit Fluglirm festgelegt. Der ausgewogene Ansatz der ICAO sollte weiterhin das Fundament fir
Larmschutzvorschriften im Luftverkehr als globaler Wirtschaftsbranche bilden. Der ausgewogene Ansatz erkennt
den Wert einschlagiger rechtlicher Verpflichtungen, bestehender Vereinbarungen, geltender Gesetze und etablierter
Strategien an und lasst diese unberiihrt. Infolge der Einbindung der internationalen Vorschriften des ausgewogenen
Ansatzes der ICAO in diese Verordnung ist davon auszugehen, dass ein deutlich geringeres Risiko internationaler
Rechtsstreitigkeiten fiir den Fall besteht, dass Luftfahrtunternehmen aus Drittlindern von lirmbedingten Betriebs-
beschrankungen betroffen sein sollten.

(4 Nachdem aufgrund der Richtlinie 2002/30/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (*) und der Richtlinie
2006/93/EG des Europiischen Parlaments und des Rates (°) die lautesten Luftfahrzeuge abgezogen wurden, ist eine
Aktualisierung dahin gehend erforderlich, wie Mafnahmen zu Betriebsbeschrankungen einzusetzen sind, um den
Behorden die Moglichkeit zu geben, innerhalb des internationalen Rahmens des ausgewogenen Ansatzes mit den
derzeit lautesten Luftfahrzeugen umzugehen, um die Lirmumgebung an Flughifen der Union zu verbessern.

(1) ABL C 181 vom 21.6.2012, S. 173.

() ABL C 277 vom 13.9.2012, S. 110.

(%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 12. Dezember 2012 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht) und Standpunkt des
Rates in erster Lesung vom 24. Marz 2014 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht). Standpunkt des Europdischen Parlaments vom
14. April 2014 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht)].

(* Richtlinie 2002/30/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Marz 2002 iiber Regeln und Verfahren fiir lirmbedingte
Betriebsbeschrankungen auf Flughdfen der Gemeinschaft (ABL L 85 vom 28.3.2002, S. 40).

() Richtlinie 2006/93/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur Regelung des Betriebs von
Flugzeugen des Teils II Kapitel 3 Band 1 des Anhangs 16 zum Abkommen iiber die Internationale Zivilluftfahrt, 2. Ausgabe (1988)
(ABL L 374 vom 27.12.2006, S. 1).



L 173/66 Amtsblatt der Europdischen Union 12.6.2014

(5)  In dem Bericht der Kommission vom 15. Februar 2008 mit dem Titel ,lirmbedingte Betriebsbeschrinkungen an
EU-Flughifen” wird darauf hingewiesen, dass in der Richtlinie 2002/30/EG die Verteilung der Zustandigkeiten und
die genauen Rechte und Pflichten der Betroffenen wihrend des Lirmbewertungsprozesses prazisiert werden miis-
sen, um sicherzustellen, dass zur Erreichung der Lirmminderungsziele kosteneffiziente Maflnahmen fir jeden
Flughafen ergriffen werden.

(6)  Die Einfuhrung lirmbedingter Betriebsbeschrankungen auf einzelnen Flughdfen in der Union durch die Mitglied-
staaten fithrt zwar zu Kapazititseinschrinkungen, kann aber zu einer Verbesserung der Larmsituation in der
Umgebung von Flughifen beitragen. Die ineffiziente Nutzung der vorhandenen Kapazititen kann jedoch zu Wett-
bewerbsverzerrungen fithren oder die Effizienz des gesamten Luftverkehrsnetzes in der Union beeintrachtigen. Da
das spezifische Lirmminderungsziel dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden
kann, sondern vielmehr wegen harmonisierter Regeln fuir das Verfahren zur Einfithrung von Betriebsbeschrankun-
gen als Teil des Lirmminderungsprozesses auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union verankerten Subsidiarititsprinzip tatig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnismafigkeit geht diese Ver-
ordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Mafl hinaus. Eine solche harmonisierte
Methode legt keine Lirmqualititsziele fest, die weiterhin von der Richtlinie 2002/49/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates () oder anderen einschligigen Rechtsvorschriften der Union oder der einzelnen Mitglied-
staaten abhangen, noch wird damit der konkreten Auswahl von Mafinahmen vorgegriffen.

(7)  Diese Verordnung sollte nur fir Mitgliedstaaten gelten, in denen sich ein Flughafen mit mehr als 50 000 Flugbe-
wegungen ziviler Luftfahrzeuge pro Kalenderjahr befindet, und nur dann angewendet werden, wenn die Einfithrung
von larmbedingten Betriebsbeschrankungen auf diesem Flughafen in Erwigung gezogen wird.

(8)  Diese Verordnung sollte nur fiir zivil genutzte Luftfahrzeuge gelten. Sie sollte nicht fiir militdrische Luftfahrzeuge
und Luftfahrzeuge in zoll- oder polizeidienstlichen Einsitzen oder Brandloscheinsitzen gelten. Dariiber hinaus
sollten verschiedene Einsitze auflergewohnlicher Art, wie etwa Fliige aus dringenden humanitaren Griinden, Such-
und Rettungsfliige in Notsituationen und Fliige zwecks medizinischer Hilfe sowie zur Katastrophenhilfe von den
Bestimmungen dieser Verordnung ausgenommen werden.

(9)  Larmbewertungen sollten zwar regelmifSig auf der Grundlage der Richtlinie 2002/49/EG stattfinden, allerdings nur
dann zusatzliche Lirmbekdmpfungsmaffinahmen zur Folge haben, wenn unter Beriicksichtigung der zu erwartenden
Entwicklung des Flughafens die Larmminderungsziele durch die aktuelle Kombination von Mafinahmen nicht
erreicht werden. In Bezug auf Flughdfen, bei denen ein Lirmproblem ermittelt wurde, sollten zusitzliche Lirm-
bekdampfungsmafinahmen im Einklang mit der Methode des ausgewogenen Ansatzes ermittelt werden. Um fiir eine
breite Anwendung des ausgewogenen Ansatzes der ICAO in der Union zu sorgen, wird dessen Beriicksichtigung
auch tber den Geltungsbereich dieser Verordnung hinaus empfohlen, soweit dies von dem jeweiligen Mitgliedstaat
als angemessen erachtet wird. Lirmbedingte Betriebsbeschrinkungen sollten nur dann eingefithrt werden, wenn
andere Mafinahmen des ausgewogenen Ansatzes nicht zur Verwirklichung der spezifischen Lirmminderungsziele
ausreichen.

(10) Wihrend Kosten-Nutzen-Analysen durch einen Vergleich simtlicher Kosten und Vorteile Aufschluss tiber die
Auswirkungen auf den wirtschaftlichen Wohlstand insgesamt geben, sind Kosten-Wirksamkeits-Analysen auf die
Frage ausgerichtet, wie sich ein bestimmtes Ziel am kosteneffizientesten erreichen lisst, wofiir lediglich die Kosten
miteinander verglichen werden miissen. Diese Verordnung sollte Mitgliedstaaten nicht davon abhalten, gegebenen-
falls eine entsprechende Kosten-Nutzen-Analyse durchzufithren.

(11)  Die Bedeutung von Gesundheitsaspekten in Bezug auf Lirmprobleme muss anerkannt werden, es ist daher wichtig,
diesen Aspekten bei einer Entscheidung tiber Lirmminderungsziele an allen Flughifen kohidrent Rechnung zu
tragen und dabei alle in diesem Bereich vorhandenen gemeinsamen Unionsvorschriften zu beriicksichtigen. Ge-
sundheitsaspekte sollten daher im Einklang mit den Unionsvorschriften zur Bewertung von Lirmauswirkungen
beurteilt werden.

(12)  Lirmbewertungen sollten auf der Grundlage objektiver und messbarer Kriterien erfolgen, die allen Mitgliedstaaten
gemeinsamen sind, und sie sollten auf verfiigbaren vorhandenen Informationen beruhen, wie sie u. a. aus der
Durchfithrung der Richtlinie 2002/49/EG hervorgehen. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass diese Infor-
mationen zuverldssig sind, transparent ermittelt werden und den zustindigen Behorden und interessierten Parteien
zur Verfiigung stehen. Die zustindigen Behorden sollten die erforderlichen Uberwachungsinstrumente einfiihren.

(") Richtlinie 2002/49/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 iiber die Bewertung und Bekdmpfung von
Umgebungslirm (ABL L 189 vom 18.7.2002, S. 12).
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(13)  Die fir den Erlass von lirmbedingten Betriebsbeschrinkungen zustindige Behorde sollte unabhingig von Organi-
sationen sein, die in den Flughafenbetrieb oder in die Erbringung von Luftverkehrs- oder Flugsicherungsdiensten
eingebunden sind, von Organisationen, die diesbeziigliche Interessen vertreten, sowie die Interessen von Anwoh-
nern, die in der Ndhe von Flughifen wohnen. Dies sollte nicht dahin gehend verstanden werden, dass die Mit-
gliedstaaten gezwungen wiren, ihre Verwaltungsstrukturen und Entscheidungsverfahren zu dndern.

(14)  Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Rechtsvorschriften, die sich auf
national anerkannte Liarmverfahren stiitzen, Entscheidungen iiber lirmbedingte Betriebsbeschrankungen erlassen
haben, die mit der im mafigeblichen Bericht Doc. 29 mit dem Titel ,Standardberechnungsmethode fiir Lirm-
konturen um zivile Flughdfen* der Europdischen Zivilluftfahrtkonferenz (ECAC-Bericht Doc. 29) beschriebenen
Methode moglicherweise noch nicht voll im Einklang stehen und bei denen die international anerkannten Infor-
mationen tiber die Larmwerte von Luftfahrzeugen nicht beriicksichtigt wurden. Effizienz und Wirksamkeit einer
larmbedingten Betriebsbeschriankung sollten jedoch anhand von Methoden beurteilt werden, die im ECAC-Bericht
Doc. 29 und im ausgewogenen Ansatz vorgeschrieben sind. Die Mitgliedstaaten sollten daher ihre nationalen
Rechtsvorschriften hinsichtlich der Priifung von Betriebsbeschrinkungen mit dem ECAC-Bericht Doc. 29 voll-
umfinglich in Einklang bringen.

(15)  Um die Nutzung neuer Technologien und Betriebsfunktionen von Luftfahrzeugen und Bodengeriten zu ermdogli-
chen, sollte im Vergleich zur Richtlinie 2002/30/EG eine neue, weiter gefasste Definition der Betriebsbeschrin-
kungen eingefiihrt werden. Deren Anwendung sollte nicht zu Verzogerungen bei der Einfihrung betrieblicher
Mafnahmen fithren, durch die die Lirmbelastung unmittelbar verringert werden konnte, ohne dass die Betriebs-
kapazitit eines Flughafens erheblich beeintrdchtigt wird. Derartige Mafnahmen sollten daher nicht als neue Be-
triebsbeschriankungen gelten.

(16)  Durch eine Zentralisierung lairmbezogener Informationen liefe sich der Verwaltungsaufwand sowohl fur die Luft-
fahrzeug- als auch die Flughafenbetreiber erheblich reduzieren. Informationen dieser Art werden derzeit auf Ebene
der einzelnen Flughifen bereitgestellt und verarbeitet. Zu Betriebszwecken miissen diese Daten den Luftfahrzeug-
und Flughafenbetreibern zur Verfiigung gestellt werden. Die Datenbank iiber Lirmschutzzertifizierung der Euro-
pdischen Agentur fir Flugsicherheit (im Folgenden ,die Agentur®) sollte als Validierungsinstrument fiir die auf die
einzelnen Fliige bezogenen Daten der Europdischen Organisation zur Sicherung der Luftfahrt (Eurocontrol) ver-
wendet werden. Bereits jetzt werden diese Daten systematisch fiir die zentrale Verkehrsflussregelung angefordert,
stehen derzeit jedoch weder der Kommission noch der Agentur zur Verfiigung und bediirfen fur die Zwecke dieser
Verordnung und fiir die leistungsbezogene Regulierung im Flugverkehrsmanagement einer Spezifizierung. Durch
einen leichten Zugang zu validierten Modellierungsdaten, die nach international anerkannten Verfahren und
bewidhrten Vorgehensweisen bestimmt werden, diirfte sich die Qualitdt der Kartierung von Lirmkonturen einzelner
Flughifen zur Unterstiitzung bei politischen Entscheidungen verbessern.

(17)  Um unerwiinschte Auswirkungen auf die Flugsicherheit, Flughafenkapazitit und den Wettbewerb zu vermeiden,
sollte die Kommission die jeweils zustindigen Behorden informieren, falls sie zu der Feststellung gelangt, dass das
zur Einfithrung der larmbedingten Betriebsbeschrankungen eingehaltene Verfahren nicht den Anforderungen dieser
Verordnung entspricht. Die einschldgige zustindige Behorde sollte die Mitteilung der Kommission priifen und die
Kommission iiber ihre Absichten unterrichten, bevor sie die Betriebsbeschrankungen einfiihrt.

(18)  Um dem ausgewogenen Ansatz Rechnung zu tragen, sollte die Moglichkeit vorgesehen werden, unter besonderen
Umstinden Ausnahmen fiir Betreiber aus Entwicklungslandern zuzulassen, die ansonsten iibermafSige Harten zu
erleiden hitten. Der Begriff ,Entwicklungslander” ist im Lichte des spezifischen Zusammenhangs zum Luftverkehr
auszulegen und umfasst nicht alle Linder, die in der internationalen Gemeinschaft ansonsten als Entwicklungs-
lander bezeichnet wiirden. Insbesondere muss sichergestellt werden, dass derartige Ausnahmen mit dem Grundsatz
der Nichtdiskriminierung vereinbar sind.

(190 Um den kontinuierlichen Fortschritten der Triebwerks- und Flugwerktechnik sowie der Methoden zur Kartierung
von Lirmkonturen Rechnung zu tragen, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, Rechtsakte gemafy
Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union zu folgenden Punkten zu erlassen: regel-
mifige Aktualisierung der fiir die in dieser Verordnung genannten Luftfahrzeuge geltenden Larmstandards und des
Verweises auf das zugehorige Zertifizierungsverfahren, wobei den Anderungen einschligiger ICAO-Dokumente
Rechnung getragen wird, sofern dies angezeigt ist, und Aktualisierung des Verweises auf die Berechnungsmethode
fiir Lirmkonturen, wobei den Anderungen einschligiger ICAO-Dokumente Rechnung getragen wird, sofern dies
angezeigt ist. Auflerdem sollten in die technischen Aktualisierungen im Wege delegierter Rechtsakte gegebenenfalls
auch Anderungen des ECAC-Berichts Doc. 29 einbezogen werden. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachver-
standigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission ge-
wiahrleisten, dass die einschlagigen Dokumente dem Européischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig
und auf angemessene Weise iibermittelt werden.
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(20) Diese Verordnung schreibt zwar eine regelmifige Bewertung der Larmsituation auf Flughifen vor, aber eine
derartige Bewertung fuhrt nicht unbedingt zur Annahme neuer lirmbedingter Betriebsbeschrinkungen oder zur
Uberpriifung bestehender Beschriankungen. Mit dieser Verordnung wird daher keine Uberpriifung lirmbedingter
Betriebsbeschrankungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits gelten, vorgeschrieben,
einschlieflich lirmbedingter Betriebsbeschrankungen, die auf Gerichtsbeschliissen beruhen oder das Ergebnis lo-
kaler Mediationsverfahren sind. Geringfiigige technische Anderungen von Mafnahmen, die sich nicht wesentlich
auf die Kapazitit oder den Betrieb auswirken, sollten nicht als neue lirmbedingte Betriebsbeschrankungen gelten.

(21)  Wurde das Konsultationsverfahren, das der Annahme einer lairmbedingten Betriebsbeschriankung vorausgeht, nach
der Richtlinie 2002/30/EG eingeleitet und dauert das Konsultationsverfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verordnung noch an, so sollte die endgiltige Entscheidung gemidfl der Richtlinie 2002/30/EG getroffen
werden konnen, damit die in diesem Verfahren bereits erzielten Fortschritte gewahrt werden.

(22)  In Anbetracht der Notwendigkeit, die Lirmbewertungsmethode innerhalb des Luftverkehrsmarkts der Union ein-
heitlich anzuwenden, werden in dieser Verordnung gemeinsame Regeln fiir lairmbedingte Betriebsbeschrankungen
festgelegt.

(23)  Die Richtlinie 2002/30/EG sollte daher aufgehoben werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand, Ziele und Anwendungsbereich

(1) In dieser Verordnung werden, in Bezug auf ermittelte Lirmprobleme, Regeln fiir das einzuhaltende Verfahren zur
einheitlichen Einfithrung lirmbedingter Betriebsbeschrinkungen fiir einzelne Flughifen festgelegt, um im Einklang mit
dem ausgewogenen Ansatz zu einer Verbesserung der Larmsituation beizutragen und die Zahl der von den potenziell
nachteiligen Auswirkungen des Fluglirms erheblich betroffenen Menschen zu begrenzen oder zu reduzieren.

(2)  Mit dieser Verordnung werden folgende Ziele verfolgt:

a) Erleichterung der Erreichung bestimmter Lirmminderungsziele, auch unter Gesundheitsaspekten, auf Ebene der ein-
zelnen Flughifen unter Einhaltung der einschldgigen Unionsregelungen, insbesondere derjenigen, die in der Richtlinie
2002/49/[EG festgelegt sind, und der Rechtsvorschriften in jedem einzelnen Mitgliedstaat;

b) Ermoglichung von Betriebsbeschrankungen im Einklang mit dem ausgewogenen Ansatz, um eine nachhaltige Entwick-
lung der Kapazitit des Flughafens und des Flugverkehrsmanagementnetzes unter Betrachtung des gesamten Flugwegs
(,Gate to Gate“) zu erreichen.

(3)  Diese Verordnung gilt fur zivil genutzte Luftfahrzeuge. Sie gilt nicht fur Luftfahrzeuge, die militarischen, zoll-,
polizeidienstlichen oder dhnlichen Einsitzen dienen.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,Luftfahrzeug® ein Starrfliigel-Luftfahrzeug mit einer hochstzuldssigen Startmasse von 34 000 kg oder mehr oder mit
einer fir das betreffende Luftfahrzeugmuster zugelassenen maximalen Sitzzahl von 19 Fluggastsitzen oder mehr, nicht
gerechnet die ausschlieflich fiir Besatzungsmitglieder vorgesehenen Sitze;

2. ,Flughafen® einen Flughafen mit mehr als 50 000 Flugbewegungen (Starts oder Landungen) ziviler Luftfahrzeuge pro
Kalenderjahr, berechnet anhand der durchschnittlichen Anzahl der Flugbewegungen in den letzten drei Kalenderjahren
vor der Larmbewertung;
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3. ,ausgewogener Ansatz“ das von der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation entwickelte Verfahren, bei dem die
moglichen Mafnahmen, insbesondere Reduzierung des Fluglirms an der Quelle, Flichennutzungsplanung und -ver-
waltung sowie lirmmindernde Betriebsverfahren und Betriebsbeschrinkungen, in einheitlicher Weise gepriift werden,
um das Larmproblem auf einem einzelnen Flughafen auf die kosteneffizienteste Weise zu 16sen;

4. Jknapp die Vorschriften erfiillendes Luftfahrzeug” ein Luftfahrzeug, das gemifs den im Band I Teil II Kapitel 3 des
Anhangs 16 zum Abkommen iiber die internationale Zivilluftfahrt, unterzeichnet am 7. Dezember 1944 (im Folgen-
den das ,Abkommen von Chicago®) festgelegten Hochstwerten zertifiziert ist, und zwar unter Einhaltung einer
kumulativen Marge von weniger als 8 EPNdB (fiir ,Effective Perceived Noise in Dezibel“, ,effektiver wahrgenommener
Lirm in Dezibel*) wihrend einer Ubergangszeit bis zum 14. Juni 2020 und einer kumulativen Marge von weniger als
10 EPNdB nach Ablauf dieser Ubergangszeit, wobei die kumulative Marge die in EPNdB ausgedriickte Zahl ist, die man
durch Addieren der einzelnen Margen (d. h. der Differenzen zwischen dem zertifizierten Larmpegel und dem zu-
lassigen Larmhochstpegel) jeder der drei Referenzlirmmesspunkte, wie sie im Band I Teil II Kapitel 3 des Anhangs 16
zum Abkommen von Chicago festgelegt sind, erhalt;

5., Larmminderungsmaflnahme” jede Mafnahme, die sich auf die Larmsituation in der Umgebung von Flughifen aus-
wirkt und fiir die die Grundsitze des ausgewogenen Ansatzes gelten, einschlieflich anderer, nicht betriebsbezogener
Mafinahmen, die die Anzahl der vom Fluglirm betroffenen Menschen beeinflussen konnen;

6. ,Betriebsbeschrinkung® eine Lirmminderungsmaffnahme, die den Zugang zu einem Flughafen oder seine Betriebs-
kapazitdt einschrinkt, einschlieflich Betriebsbeschrinkungen, durch die knapp die Vorschriften erfiillende Luftfahr-
zeuge von bestimmten Flughdfen abgezogen werden sollen, sowie partieller Betriebsbeschrankungen, die zum Beispiel
fir eine bestimmte Tageszeit oder nur fiir bestimmte Start- und Landebahnen des Flughafens gelten.

Artikel 3
Zustindige Behorden

(I)  Ein Mitgliedstaat, in dem sich ein Flughafen im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 befindet, benennt eine oder
mehrere Behorden, die fiir das einzuhaltende Verfahren fiir den Erlass von Betriebsbeschrankungen zustindig sind.

(2)  Die zustindigen Behorden sind unabhingig von Organisationen, die von Lirmminderungsmafnahmen betroffen
sein konnten. Diese Unabhingigkeit kann durch eine funktionale Trennung erreicht werden.

(3)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission rechtzeitig die Namen und Anschriften der benannten zustindigen
Behorden gemdfl Absatz 1 mit. Diese Informationen werden von der Kommission veréffentlicht.

Artikel 4
Recht auf Einlegung eines Rechtsmittels

(1)  Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten das Recht, gegen aufgrund dieser Verordnung erlassene Betriebsbeschrankungen
bei einer Beschwerdestelle, die nicht die Behorde ist, die die angefochtene Beschrinkung erlassen hat, gemidf den
nationalen Rechtsvorschriften und Verfahren Rechtsbehelfe einzulegen.

(2)  Der Mitgliedstaat, in dem sich ein Flughafen im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 befindet, teilt der Kommission
rechtzeitig den Namen und die Anschrift der benannten Beschwerdestelle gemaff Absatz 1 mit oder gegebenenfalls die
Vorkehrungen, mit denen sichergestellt wird, dass eine Beschwerdestelle benannt wird.

Artikel 5
Allgemeine Lirmschutzregeln fiir Luftfahrzeuge

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Larmsituation an einem einzelnen Flughafen im Sinne des Artikels 2
Nummer 2 gemdfl der Richtlinie 2002/49/EG einer Bewertung unterzogen wird.



L 17370 Amtsblatt der Europdischen Union 12.6.2014

(2)  Die Mitgliedstaaten gewahrleisten, dass der ausgewogene Ansatz zur Bekdmpfung von Fluglirm auf Flughifen, bei
denen ein Liarmproblem ermittelt wurde, angewandt wird. Zu diesem Zweck stellen sie sicher, dass

a) das Lirmminderungsziel fiir diesen Flughafen festgelegt wird, wobei gegebenenfalls dem Artikel 8 und dem Anhang V
der Richtlinie 2002/49/EG Rechnung zu tragen ist;

b) verfiigbare Moglichkeiten zur Minderung der Larmauswirkungen ermittelt werden;

¢) die voraussichtliche Kosteneffizienz der Lirmminderungsmaffnahmen griindlich bewertet wird;

d) die Mafnahmen ausgewihlt werden, wobei das Interesse der Allgemeinheit im Bereich des Luftverkehrs beziiglich der
Entwicklungsperspektiven ihrer Flughifen beriicksichtigt wird, ohne dass die Sicherheit darunter leidet;

e) die interessierten Parteien auf transparente Weise zu den geplanten Maflnahmen angehort werden;

f) die Manahmen beschlossen und in hinreichender Weise mitgeteilt werden;

g) die Manahmen durchgefithrt werden und

h) ein Streitbeilegungsverfahren vorgesehen wird.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei der Ergreifung von Lirmminderungsmafnahmen die folgende Kom-
bination mdglicher Mafnahmen in die Uberlegungen einbezogen wird, um die kosteneffizienteste Mafnahme oder
Kombination von Mafinahmen zu bestimmen:

a) absehbare Auswirkung einer Reduzierung des Fluglirms an der Quelle;

b) Planung und Verwaltung der Flichennutzung;

¢) betriebliche Verfahren zur Lirmminderung;

d) Erlass von Betriebsbeschrankungen nicht als erstes Mittel, sondern nur nach Abwigung der anderen Mafsnahmen des
ausgewogenen Ansatzes.

Falls erforderlich, konnen die zur Verfugung stehenden Maffnahmen auch den Abzug knapp die Vorschriften erfiillender
Luftfahrzeuge beinhalten. Mitgliedstaaten oder Flughafenbetreiber konnen wirtschaftliche Anreize bieten, um Luftfahr-
zeugbetreiber dazu zu ermutigen, im Ubergangszeitraum gemif Artikel 2 Nummer 4 weniger laute Luftfahrzeuge ein-
zusetzen. Diese wirtschaftlichen Anreize unterliegen den fiir staatliche Beihilfen geltenden Vorschriften.

(4)  Im Rahmen des ausgewogenen Ansatzes konnen die Mafnahmen je nach Luftfahrzeugmuster, Lirmwerten des
Luftfahrzeugs, Nutzung der Flughafen- und Flugsicherungseinrichtungen, Flugroute und/oder Zeitraum differenziert wer-
den.

(5)  Unbeschadet des Absatzes 4 gelten Betriebsbeschrankungen, bei denen knapp die Vorschriften erfullende Luftfahr-
zeuge vom Flughafen abgezogen werden, nicht fiir zivile Unterschallflugzeuge, die laut ihrer urspriinglichen Bescheinigung
oder ihrer Neubescheinigung den Larmstandards des Bands I Teil I Kapitel 4 des Anhangs 16 zum Abkommen von
Chicago entsprechen.
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(6)  Die aufgrund dieser Verordnung ergriffenen Mafinahmen oder Kombinationen von Mafinahmen fiir einen be-
stimmten Flughafen sind nicht restriktiver, als es zur Erreichung der fur diesen Flughafen festgelegten Lairmminderungs-
ziele notwendig ist. Betriebsbeschriankungen diirfen keine Diskriminierung, insbesondere aufgrund der Nationalitdt oder
der Identitit, und keine Willkiir darstellen.

Artikel 6
Regeln fiir die Lirmbewertung

(1)  Die zustindigen Behorden sorgen dafiir, dass die Lirmsituation an Flughéfen, fiir die sie zustindig sind, regelmafig
nach der Richtlinie 2002/49/EG sowie nach geltenden Rechtsvorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats einer Bewertung
unterzogen wird. Die zustindigen Behorden koénnen die Unterstiitzung des Leistungsiiberpriifungsgremiums gemafs
Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 691/2010 der Kommission (') in Anspruch nehmen.

(2)  Geht aus der in Absatz 1 genannten Bewertung hervor, dass neue betriebsbeschrankende Mafinahmen erforderlich
sein konnten, um ein Lirmproblem an einem Flughafen zu losen, so gewdhrleisten die zustindigen Behorden, dass

a) die Methode, die Indizes und die Informationen in Anhang I so verwendet werden, dass der Beitrag jeder Art von
Mafinahme gemiff dem ausgewogenen Ansatz gebithrend beriicksichtigt wird, bevor Betriebsbeschrankungen einge-
fuhrt werden;

b) auf geeigneter Ebene eine technische Zusammenarbeit zwischen Flughafenbetreibern, Luftfahrzeugbetreibern und
Flugsicherungsdienstleistern eingerichtet wird, in deren Rahmen Maffnahmen zur Lirmminderung gepriift werden.
Die zustindigen Behorden gewihrleisten ferner, dass Anwohner oder ihre Vertreter und einschligige lokale Behorden
gehort werden und dass sie technische Informationen iiber Lirmminderungsmafinahmen erhalten;

¢) die Kostenwirksamkeit jeder neuen Betriebsbeschrankung gemdff Anhang II bewertet wird. Geringfiigige technische
Anderungen von Mafnahmen, die sich nicht wesentlich auf die Kapazitit oder den Betrieb auswirken, gelten nicht als
neue Betriebsbeschrankungen;

d) die Anhorung interessierter Parteien, die in Form eines Mediationsverfahrens durchgefiithrt werden kann, rechtzeitig
und in fundierter Weise und so durchgefiihrt wird, dass Offenheit und Transparenz hinsichtlich der Daten und der
Berechnungsmethoden gewihrleistet sind. Interessierte Kreise haben mindestens drei Monate Zeit zur Stellungnahme,
bevor die neuen Betriebsbeschrinkungen erlassen werden. Zu den interessierten Kreisen gehéren mindestens

i) vom Flugldrm betroffene Anwohner in Flughafennihe oder ihre Vertreter und die einschligigen lokalen Behorden;

ii) die Vertreter von in Flughafennihe ansissigen ortlichen Unternehmen, deren Betrieb durch den Flugverkehr und
den Flughafenbetrieb betroffen ist;

iii) die betreffenden Flughafenbetreiber;
iv) die Vertreter der von Lirmminderungsmaffnahmen maglicherweise betroffenen Luftfahrzeugbetreiber;
v) die betreffenden Flugsicherungsdienstleister;
vi) der Netzmanager gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 677/2011 der Kommission (?);
vii) gegebenenfalls der benannte Zeitnischen-Koordinator.
(!) Verordnung (EU) Nr. 691/2010 der Kommission vom 29. Juli 2010 zur Festlegung eines Leistungssystems fiir Flugsicherungsdienste
und Netzfunktionen und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2096/2005 zur Festlegung gemeinsamer Anforderungen beziiglich
der Erbringung von Flugsicherungsdiensten (ABL. L 201 vom 3.8.2010, S. 1).

(%) Verordnung (EU) Nr. 677/2011 der Kommission vom 7. Juli 2011 zur Festlegung von Durchfithrungsbestimmungen fiir die Funk-
tionen des Flugverkehrsmanagementnetzes und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 691/2010 (ABL. L 185 vom 15.7.2011, S. 1).
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(3) Die zustindigen Behorden verfolgen und iiberwachen die Umsetzung der Betriebsbeschrinkungen und werden
gegebenenfalls titig. Sie gewihrleisten, dass die einschldgigen Informationen den Anwohnern in Flughafenndhe und den
einschldgigen lokalen Behorden kostenfrei zur Verfiigung gestellt werden sowie fiir diese leicht und unverziiglich zuging-
lich sind.

(4)  Die einschligigen Informationen umfassen gegebenenfalls

a) Information zu angeblichen Verstolen — unter Einhaltung nationalen Rechts — aufgrund von Anderungen der
Flugverfahren unter Angabe ihrer Auswirkungen und der Griinde fur diese Anderungen;

b) die allgemeinen Kriterien fiir die Verkehrsaufteilung und -steuerung an jedem Flughafen, sofern diese Kriterien Aus-
wirkungen auf die Umwelt oder Lirmauswirkungen haben konnen, und

¢) die von Systemen zur Lirmmessung erfassten Daten, sofern verfugbar.

Artikel 7
Informationen iiber Lirmwerte

(1)  Grundlage fiir Entscheidungen iiber lirmbedingte Betriebsbeschrankungen ist der Lirmwert des Luftfahrzeugs, der
durch das gemif$ Band I des Anhangs 16 zum Abkommen von Chicago, sechste Ausgabe vom Marz 2011, durchgefiihrte
Zertifizierungsverfahren ermittelt wurde.

(2)  Auf Verlangen der Kommission tibermitteln die Luftfahrzeugbetreiber in Bezug auf ihre Luftfahrzeuge, die sie auf
Flughifen in der Union betreiben, die folgenden lirmbezogenen Angaben:

a) die Nationalitit und das Registrierungskennzeichen des Luftfahrzeugs;

b) lirmbezogene Unterlagen des verwendeten Luftfahrzeugs zusammen mit der damit zusammenhingenden hochstzulas-
sigen Startmasse;

¢) etwaige Verdnderungen des Luftfahrzeugs, die sich auf seinen Lirmwert auswirken und in den lirmbezogenen Un-
terlagen vermerkt sind.

(3)  Auf Verlangen der Agentur liefern Inhaber einer Luftfahrzeugmusterzulassung oder einer zusitzlichen Muster-
zulassung, die im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr.216/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates (})
ausgestellt wurde, sowie juristische oder natiirliche Personen, die Luftfahrzeuge betreiben, fur die keine Musterzulassung
nach der genannten Verordnung ausgestellt wurde, zu Lirmmodellierungszwecken Lirm- und Leistungsangaben fiir ihre
Luftfahrzeuge. Die Agentur prazisiert, welche Daten verlangt werden, und gibt Zeitpunkt, Form und Art der Datenbereit-
stellung an. Die Agentur priift die zu Modellierungszwecken erhaltenen Lirm- und Leistungsangaben und stellt die
Angaben anderen Parteien zu Lirmmodellierungszwecken zur Verfiigung.

(4)  Die in den Absitzen 2 und 3 dieses Artikels genannten Daten werden auf das unbedingt Notwendige beschrankt
und kostenlos und gegebenenfalls in elektronischer Form unter Verwendung des vorgegebenen Formats bereitgestellt.

(5) Die Agentur priift die Lirm- und Leistungsangaben fiir Lirmmodellierungszwecke in Bezug auf ihre Aufgaben
gemifl Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008.

(") Verordnung (EG) Nr.216/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer
Vorschriften fiir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europiischen Agentur fiir Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie
91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG (ABL L 79 vom 19.3.2008, S. 1).
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(6)  Die Daten werden in einer zentralen Datenbank gespeichert und den zustandigen Behorden, Luftfahrzeugbetreibern,
Flugsicherungsdienstleistern und Flughafenbetreibern zu Betriebszwecken zur Verfiigung gestellt.

Artikel 8
Regeln fiir die Einfithrung von Betriebsbeschrinkungen

(I)  Betriebsbeschrinkungen werden von den zustindigen Behorden sechs Monate im Voraus den Mitgliedstaaten, der
Kommission und den interessierten Parteien zur Kenntnis gebracht, wobei diese Frist mindestens zwei Monate vor der
Festlegung der Zeitnischen-Koordinierungsparameter fiir den betreffenden Flughafen und die jeweilige Flugplanperiode
gemafd Artikel 2 Buchstabe m der Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates (') endet.

(2)  Nach der Bewertung gemafS Artikel 6 wird der Bekanntmachung ein schriftlicher Bericht gemafs Artikel 5 beigefiigt,
in dem die Griinde der Betriebsbeschrinkung, das fiir den Flughafen festgelegte Lirmminderungsziel, die zur Erreichung
dieses Ziels erwogenen Mafinahmen sowie die voraussichtliche Kosteneffizienz der einzelnen erwogenen Mafinahmen und
gegebenenfalls ihre grenziiberschreitenden Auswirkungen beschrieben werden.

(3)  Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats oder aus eigener Initiative kann die Kommission innerhalb von drei Monaten
nach Eingang der Mitteilung nach Absatz 1 das Verfahren zur Einfihrung einer Betriebsbeschrinkung tiberpriifen. Gelangt
die Kommission zu der Feststellung, dass bei der Einfithrung einer lirmbedingten Betriebsbeschrankung das in dieser
Verordnung vorgesehene Verfahren nicht eingehalten wurde, so kann sie dies der jeweils zustindigen Behorde entspre-
chend mitteilen. Die jeweils zustindige Behorde priift die Mitteilung der Kommission und unterrichtet die Kommission
tiber ihre Absichten, bevor sie die Betriebsbeschriankungen einfiihrt.

(4)  Sollen durch die Betriebsbeschrankung knapp die Vorschriften erfiillende Luftfahrzeuge von einem Flughafen
abgezogen werden, so werden auf dem betreffenden Flughafen sechs Monate nach der Bekanntmachung gemdfl Absatz
1 keine zusitzlichen Dienste tiber die Zahl der Bewegungen hinaus zugelassen, die knapp die Vorschriften erfiillende
Luftfahrzeuge im entsprechenden Vorjahreszeitraum vollzogen haben. Die Mitgliedstaaten gewihrleisten, dass die zustin-
digen Behorden die jdhrliche Rate zur Senkung der Anzahl der Bewegungen von knapp die Vorschriften erfillenden
Luftfahrzeugen der betroffenen Luftfahrtunternehmen auf diesem Flughafen festlegen, wobei das Alter der Luftfahrzeuge
und die Zusammensetzung der gesamten Flotte zu beriicksichtigen sind. Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 4 darf diese
Rate nicht mehr als 25 % der Anzahl der Bewegungen von knapp die Vorschriften erfiillenden Luftfahrzeugen jedes
Luftfahrtunternehmens, das den Flughafen anfliegt, betragen.

Artikel 9
Entwicklungslinder

(I)  Um tibermaRige wirtschaftliche Harten zu vermeiden, kénnen die zustdndigen Behorden unter vollstindiger Wah-
rung des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung knapp die Vorschriften erfiilllende Luftfahrzeuge, die in Entwicklungs-
landern zugelassen sind, von lirmbedingten Betriebsbeschrankungen ausnehmen, sofern diese Luftfahrzeuge

a) iber ein Lirmzeugnis verfiigen, das die Einhaltung der Hochstwerte gemafs Band I Kapitel 3 des Anhangs 16 zum
Abkommen von Chicago bescheinigt;

b) in den fiinf Jahren vor Inkrafttreten dieser Verordnung in der Union betrieben wurden;

¢) in dem gleichen Fiinfjahreszeitraum im Register des betreffenden Entwicklungslands eingetragen waren und

d) weiterhin von einer in diesem Entwicklungsland anséssigen natiirlichen oder juristischen Person betrieben werden.
(2)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die zustindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten und die Kommission iiber

die von ihnen nach Absatz 1 gewidhrten Ausnahmen.

(") Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates vom 18. Januar 1993 iiber gemeinsame Regeln fiir die Zuweisung von Zeitnischen auf
Flughifen in der Gemeinschaft (ABl. L 14 vom 22.1.1993, S. 1).
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Artikel 10
Freistellung fiir einzelne Fliige unter auflergewohnlichen Umstinden

In Einzelfillen konnen die zustindigen Behorden auf Flughifen, fir die sie zustindig sind, einzelne Einsitze von knapp
die Vorschriften erfiillenden Luftfahrzeugen, die aufgrund dieser Verordnung nicht zuldssig waren, genehmigen.

Diese Freistellungen beschrinken sich auf

a) Flige, die unter so auflergewohnlichen Umstinden stattfinden, dass die Verweigerung einer voriibergehenden Frei-
stellung nicht gerechtfertigt ware, darunter auch Fliige im Rahmen der humanitiren Hilfe, oder

b) Fliige ohne Entgelt zum Zweck von Umbauten, Reparaturen oder Wartung.

Artikel 11
Delegierte Rechtsakte

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemafs Artikel 12 delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen Folgendes
festgelegt wird:

a) technische Aktualisierungen der Larmhochstwerte gemaff Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a
sowie des Zertifizierungsverfahrens gemafl Artikel 7 Absatz 1;

b) technische Aktualisierungen der Methodik und der Indizes gemifs Anhang I.

Zweck dieser Aktualisierungen ist gegebenenfalls die Beriicksichtigung der Anderungen einschldgiger internationaler
Vorschriften.

Artikel 12
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen tibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemify Artikel 11 wird der Kommission fur einen Zeitraum von
funf Jahren ab dem 13. Juni 2016 iibertragen. Die Kommission erstellt spdtestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums
von fiinf Jahren einen Bericht iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um
Zeitraume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlingerung
spdtestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemaf$ Artikel 11 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im Beschluss iiber den
Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafl Artikel 11 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europiische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europische
Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der
Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwédnde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.
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Artikel 13
Information und Uberarbeitung

Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission auf Anforderung Informationen iiber die Anwendung dieser Verordnung.

Spatestens am 14. Juni 2021 erstattet die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat Bericht iiber deren
Anwendung.

Dem Bericht werden erforderlichenfalls Vorschlige fiir eine Uberarbeitung der Verordnung beigefiigt.

Artikel 14
Bestehende Betriebsbeschrinkungen

Liarmbedingte Betriebsbeschrankungen, die bereits vor dem 13. Juni 2016 eingefithrt wurden, bleiben in Kraft, bis die
zustindigen Behorden beschlieen, sie gemidfl dieser Verordnung zu iiberpriifen.

Artikel 15
Aufhebung
Die Richtlinie 2002/30/EG wird mit Wirkung vom 13. Juni 2016 aufgehoben.

Artikel 16
Ubergangsbestimmungen

Ungeachtet des Artikels 15 dieser Verordnung konnen lirmbedingte Betriebsbeschrankungen, die nach dem 13. Juni
2016 angenommen wurden, nach Mafigabe der Richtlinie 2002/30/EG angenommen werden, wenn das der Annahme
dieser Beschriankungen vorausgehende Konsultationsverfahren zu dem genannten Zeitpunkt noch andauert und wenn
diese Beschriankungen spitestens ein Jahr nach dem genannten Zeitpunkt angenommen werden.

Artikel 17
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 13. Juni 2016 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Strafburg am 16. April 2014.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prsident Der Prisident

M. SCHULZ D. KOURKOULAS
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ANHANG |

BEWERTUNG DER LARMSITUATION EINES FLUGHAFENS

Methode:

Die zustdndigen Behorden stellen sicher, dass Lirmbewertungsmethoden verwendet werden, die gemaff dem Bericht Doc.
29 mit dem Titel ,Standardberechnungsmethode fiir Lirmkonturen um zivile Flughdfen* der Europdischen Zivilluftfahrt-
konferenz, dritte Ausgabe, entwickelt wurden.

Indizes:

1. Fluglirmauswirkungen werden mindestens in Form der Indizes Lo, und Lyg, geméf ihrer Definition und Be-
rechnung in Anhang I der Richtlinie 2002/49/EG beschrieben.

2. Es konnen zusitzliche Lirmindizes verwendet werden, die eine objektive Grundlage haben.

Informationen zur Lirmbekimpfung:
1. Aktueller Stand
1.1.  Beschreibung des Flughafens, darunter Angaben iiber Grofe, Lage, Umgebung, Flugverkehrsaufkommen und

Verkehrsmix.

1.2.  Beschreibung aller Umweltschutzziele fir den Flughafen und vor dem Hintergrund des ganzen Landes. Dazu
gehort auch eine Beschreibung der Fluglirm-Minderungsziele fiir den Flughafen.

1.3.  Angaben iiber Lirmkonturen der relevanten Vorjahre, einschlieflich einer Schitzung der Zahl der vom Fluglirm
betroffenen Menschen, die gemidfl Anhang II der Richtlinie 2002/49/EG durchgefiihrt wird.

1.4.  Beschreibung der im Rahmen des ausgewogenen Ansatzes bestehenden und geplanten Maflnahmen zur Flugldrm-
bekimpfung und ihrer Auswirkungen auf sowie ihres Beitrags zur Lirmsituation mittels folgender Angaben:

1.4.1. beziiglich der Reduzierung an der Quelle:
a) Informationen iiber die aktuelle Luftfahrzeugflotte und erwartete technische Verbesserungen,
b) spezifische Pline zur Flottenerneuerung;

1.4.2. beziiglich der Flichennutzungsplanung und -verwaltung:
a) bestehende Planungsinstrumente, wie die umfassende Planung und Erstellung von Larmzonen,

b) bestechende Minderungsmafinahmen, wie Bauvorschriften, Schallisolierungsprogramme und Mafinahmen zur
Einschriankung der Nutzung lirmempfindlicher Gebiete,

¢) Anhorungen zu Flichennutzungsmafnahmen,
d) Uberwachung von Eingriffen;

1.4.3. beziiglich betrieblicher Lirmminderungsmaflnahmen, soweit sie die Kapazitdt des Flughafens nicht einschrinken:
a) Bevorzugung bestimmter Start- und Landebahnen,

b) Bevorzugung bestimmter Flugrouten,
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¢) Nutzung lirmmindernder An- und Abflugverfahren,

d) die Angabe, inwieweit diese MafSnahmen durch die in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 691/2010 genannten
Umweltindikatoren geregelt sind;

1.4.4. beziiglich Betriebsbeschrankungen:
a) Verwendung globaler Beschrankungen, wie Hochstgrenzen fiir Flugbewegungen oder Lirmquoten,

b) Verwendung luftfahrzeugspezifischer Beschrankungen, wie der Abzug von knapp die Vorschriften erfillenden
Luftfahrzeugen,

¢) Verwendung partieller Beschrankungen, bei denen zwischen Mafinahmen am Tag und in der Nacht unterschie-
den wird;

1.4.5. bestehende finanzielle Instrumente, wie lirmbezogene Flughafengebiihren.

2. Prognose ohne neue Mafnahmen

2.1.  Gegebenenfalls Beschreibung des bereits genehmigten und des vorgesehenen Flughafenausbaus, z. B. Kapazitits-
erweiterung, Ausbau von Start- und Landebahn und/oder Abfertigungsgebduden, Vorhersagen beziiglich An- und
Abfliigen, geplanter kiinftiger Verkehrsmix und erwartetes Wachstum sowie eine detaillierte Untersuchung der
Larmauswirkungen, die aus diesen Erweiterungen der Kapazitit, der Start- und Landebahnen oder der Abfertigungs-
gebiude und aus der Anderung der An- und Abflugrouten fiir die Umgebung folgen wiirden.

2.2, Im Fall einer Erweiterung der Flughafenkapazitit: Nutzen der zusitzlichen Kapazitit fir das gesamte Luftverkehrs-
netz und die Region.

2.3.  Beschreibung der Auswirkungen auf die Larmsituation ohne weitere Mafnahmen sowie der bereits zur Verbes-
serung der Lirmsituation im selben Zeitraum geplanten Mafnahmen.

2.4, Voraussichtliche Lirmkonturen, einschlieflich der Zahl der voraussichtlich vom Fluglirm betroffenen Menschen,
mit Unterscheidung zwischen alteren Wohngebieten, Neubaugebieten oder geplanten Wohngebieten und zukiinf-
tigen Wohngebieten, die von den zustindigen Behérden bereits genehmigt wurden.

2.5.  Abschitzung der Folgen und moglichen Kosten fir den Fall, dass zunechmender Lirm erwartet wird und nichts
gegen dessen Auswirkungen unternommen wird.

3. Priifung zusitzlicher Mafinahmen

3.1. Zusitzliche mogliche Mafinahmen und Angabe der wichtigsten Auswahlgriinde. Beschreibung der fiir eine weitere
Analyse ausgewihlten Malnahmen und Angaben zum Ergebnis der Kosten-Nutzen-Analyse, insbesondere zu den
Kosten der Durchfithrung der Mafnahmen, der erwarteten Zahl der Nutzniefler und dem zeitlichen Rahmen, sowie
eine Auflistung der einzelnen Mafnahmen nach dem Grad ihrer Gesamtwirksamkeit.

3.2.  Uberblick iiber die méglichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Manahmen auf andere Flughifen, Betreiber und
sonstige Betroffene, was die Umwelt und den Wettbewerb betrifft.

3.3.  Begriindung der Entscheidung fiir die bevorzugte Losung.

3.4. Nichttechnische Zusammenfassung.
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ANHANG 1II

Bewertung der Kosteneffizienz lirmbedingter Betriebsbeschrinkungen

Die Bewertung der Kosteneffizienz von geplanten lirmbedingten Betriebsbeschrankungen erfolgt unter weitest gehender
Beriicksichtigung folgender quantifizierbarer Faktoren:

1. durch die geplanten Mafinahmen jetzt und kiinftig zu erwartende Lirmvorteile;

2. Sicherheit des Flugbetriebs, einschlieflich Risiken fiir Dritte;

3. Kapazitit des Flughafens;

4. Auswirkungen auf das europiische Luftverkehrsnetz.

Dariiber hinaus kénnen die zustindigen Behorden folgende Faktoren beriicksichtigen:
1. Gesundheit und Sicherheit der Anwohner in Flughafennihe;

2. Umweltvertriglichkeit, einschlie€lich der Interdependenz von Lirm und Emissionen;

3. direkte und indirekte katalytische Beschiftigungs- und Wirtschaftseffekte.

Erklirung der Kommission zur Uberarbeitung der Richtlinie 2002/49/EG

Die Kommission berdt derzeit mit den Mitgliedstaaten iiber Anhang II der Richtlinie 2002/49/EG (Larmberechnungs-
methoden) im Hinblick auf seine Annahme in den kommenden Monaten.

Die Kommission beabsichtigt, ausgehend von der gegenwirtigen Arbeit der WHO hinsichtlich der Methode zur Bewer-
tung der Gesundheitsauswirkungen der Lirmbelastung, Anhang III der Richtlinie 2002/49/EG (Bewertung der Gesund-
heitsauswirkung, Dosiswirkungskurven) zu iiberarbeiten.



	Verordnung (EU) Nr. 598/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Regeln und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Union im Rahmen eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2002/30/EG

